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Neuer LJR-Vorstand. Eine neue, eigenständi-
ge Jugendpolitik ist in Hamburg notwendig. 
Mit dieser Überzeugung tritt der neu gewählte 
Vorstand des Landesjugendrings Hamburg an. 
Für ihn heißt eigenständige Jugendpolitik, 
sich für die Interessen heutiger und künftiger 
junger Menschen einzusetzen und eine Gene-
rationengerechtigkeit im politischen Handeln 
einzufordern. Darüber hinaus stehen die Arbeit 
mit Geflüchteten und interkulturelle Öffnung 
auf der Agenda. Diesen programmatischen Her-
ausforderungen will sich der neue LJR-Vorstand 
in den nächsten zwei Jahren seiner Legislatur 
stellen. Auf der LJR-Vollversammlung am 24. 
Februar 2016 sind erstmalig sechs junge Men-
schen in den Vorstand gewählt worden und bil-
den die Vielfalt Hamburger Jugendverbände ab; 
im Einzelnen sind dies: 
Anne Dewitz (Christlicher Verein Junger Men-
schen), Martin Helfrich (Bund der Deutschen 
Katholischen Jugend), Mike Hörster (DGB-
Jugend), Melissa Kleist (Jugendrotkreuz Ham-
burg), Daniel Knoblich (Hamburger Sportju-
gend) und Laura Vanselow (Christlicher Verein 
Junger Menschen). 

Anne Dewitz	 Martin Helfrich
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Daniel Knoblich	 Laura Vanselow

Desweiteren freut sich der Landesjugendring 
mit der DIDF-Jugend über die Aufnahme seines 
18. Mitgliedsverbandes, der das Spektrum der 
MJSOs (Migranten/innenjugendselbstorganisa- 
tionen) stärkt. Ein Portrait der DIDF-Jugend 
ist in der Serie WirkungsStätten ab Seite 17 in 
dieser Ausgabe zu lesen.

Neue Vertreter der Jugendverbände im Lan-
desjugendhilfeausschuss. Laura Vanselow 
(LJR-Vorsitzende, CVJM) und Siegmar Grapentin 
(Evangelische Jugend) sind von der Deputation 
der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und 
Integration als Vertreter der Jugendverbände 
in den Landesjugendhilfeausschuss gewählt 
worden. Das Gremium umfasst 22 Mitglieder 
und ist das Leitungsgremium für das Landes-
jugendamt. Es beschließt in Angelegenheiten 
von grundsätzlicher Bedeutung (www.hamburg.
de/landesjugendhilfeausschuss).

Wechsel in der LJR-Geschäftsstelle. Gudrun 
Bauch kehrt aus ihrer Elternzeit zurück und löst 
damit Maria Wassersleben auf der Modellpro-
jektstelle für die interkulturelle Öffnung der 
Jugendverbandsarbeit ab. Zudem wechselt Den-
nis Blitz vom Landesjugendring zu den Falken 
Hamburg und tritt dort die Nachfolge von Lea 
Wengel als Bildungsreferent an. Welcome back, 
Gudrun; alles Gute, Maria und Dennis!
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Nichtwähler ein. Nutzen junge Bürger dagegen 
gleich ihre erste Wahlmöglichkeit, setzt das 
positive Wirkungen frei. Nehmen sie auch an 
der zweiten und dritten Abstimmung teil, ent-
wickelt sich eine Wahlgewohnheit und wählen 
zu gehen wird selbstverständlich.
Mit der ersten Wahl werden also schon die 
Weichen gestellt. Sie beeinflusst, wie sich 
die individuelle Wahlbeteiligung langfristig 
entwickelt. Wie stark sich dies wirklich in der 
langfristigen Gesamtwahlbeteiligung nieder-
schlägt, zeigen drei Simulationsberechnungen. 
Was passiert, wenn nichts passiert und die Be-
teiligung der Erstwähler auf dem heutigen Ni-
veau bleibt, zeigt das Basisszenario. Dann wird 
durch den demographischen Wandel die Wahl-
beteiligung langfristig leicht um 3,5 Prozent-
punkte auf 68 Prozent im Jahr 2049 absinken.
Abwärtsspirale. Was allerdings passiert, wenn 
sich der aktuelle Trend fortsetzt und die seit 
den 1980er Jahren kontinuierlich sinkende 
Erstwählerbeteiligung weiter abnimmt, zeigt 
eine zweite Simulation (Demobilisierungssze-
nario) : Würde die Wahlbeteiligung in der jüng-
sten Altersgruppe um nur ein Drittel sinken, 
fiele alleine deshalb die Gesamtbeteiligung 
bei Bundestagswahlen bis 2049 auf unter 60 
Prozent (57,8 Prozent). Und diese Annahme ist 
nicht unwahrscheinlich, denn zunehmend kom-
men junge Menschen ins wahlfähige Alter, die 
in politikfernen und klassischen Nichtwähler-
aushalten aufgewachsen sind und deren Wahl-
wahrscheinlichkeit nur gering ist.
Mobilisierungsszenario. Dass nicht nur eine 
negative Entwicklung möglich ist, sondern hier 
auch großes Potenzial schlummert, zeigt das 
Mobilisierungsszenario : Gelingt es, die Teilnah-
mequote in der jüngsten Wählergruppe nur um 
ein Drittel zu erhöhen, prognostiziert dieses 
langfristig einen Anstieg der Gesamtwahlbe-
teiligung von 71,5 Prozent bei der Wahl 2013 
auf wieder knapp 80 Prozent im Jahr 2049. 
Die Erstwahlwahrscheinlichkeit ist also ein 
strategischer Hebel : Gelingt es, durch früheres 
Wählen die Erstwählerbeteiligung zu erhöhen, 
ist »Wählen ab 16« eine wirkungsvolle und 
nachhaltige Strategie zur Stabilisierung und 
Steigerung der Gesamtwahlbeteiligung. Aber 
warum erhöht eine Senkung des Einstiegs-
wahlalters die Beteiligungsquote der jüngsten 
Wähler? Wieso macht es einen Unterschied, ob 
junge Menschen mit 16 oder mit 18 das erste 
Mal an einer Wahl teilnehmen dürfen?
Weshalb das so ist, zeigen viele Studien : Wenn 
junge Bürger mit 18, 19 oder 20 Jahren das 
erste Mal wählen dürfen, befinden sie sich in 
einer sehr mobilen Phase. Ihre Lebensumstände 
verändern sich stark. Sie treffen viele wichti-
ge Entscheidungen, ziehen aus dem Elternhaus 
aus, verlassen ihre Heimatstadt und wech-
seln den Freundeskreis und das sozial Milieu. 

Jugendliche im Alter von 16 und 17 Jahren 
sind dagegen meistens noch ins bekannte ge-
sellschaftliche Umfeld von Elternhaus, Freun-
deskreis, Vereinen und Schulen eingebunden. 
Diese biographischen Unterschiede spiegeln 
sich – empirisch gut belegt – in einer deutlich 
höheren Wahlbeteiligung wider.
Gute Beispiele. Dort, wo 16- und 17-Jährige 
bereits das Wahlrecht besitzen – zum Beispiel 
in Österreich und den drei deutschen Bundes-
ländern Bremen, Hamburg und Brandenburg –, 
nehmen sie häufiger an Wahlen teil als die 
nachfolgenden Altersgruppen. So lag die Be-
teiligung der jüngsten Wähler bei der Hambur-
ger Bürgerschaftswahl im Jahr 2015 zwar knapp 
unterhalb des Landesdurchschnitts, aber zehn 
Prozentpunkte über der der 18- bis 24-Jähri-
gen : Die 16- und 17-Jährigen hatten zu 52,1 
Prozent teilgenommen, die 18- bis 24-Jähri-
gen nur zu 42,3 Prozent und selbst die 25- bis 
34-Jährigen deutlich seltener (47,3 Prozent). 
Bei den Landtagswahlen in Brandenburg 2014 
lag die durchschnittliche Wahlbeteiligung im 
Jahr 2014 bei nur 48,5 Prozent und von den 16- 
und 17-Jährigen gingen lediglich 41,5 Prozent 
zur Wahl. Das ist eine unterdurchschnittliche 
und besorgniserregend geringe Quote – im Ver-
gleich zu den nächstälteren Gruppen war dies 
aber immer noch ein gutes Ergebnis. Denn von 
den 18- bis 20-Jährigen (34 Prozent) und den 
25 bis 29-Jährigen (30 Prozent) hatte nur noch 
etwa ein Drittel, von den 21- bis 24-Jährigen 
(26,2 Prozent) sogar nur noch ein Viertel an den 
Landtagswahlen teilgenommen.
Warum genau jetzt der richtige Zeitpunkt ist, 
um bei Bundestagswahlen das Wahlalter zu sen-
ken, zeigt die Entwicklung des politischen In-
teresses bei Jugendlichen. Diese entscheidende 
Determinante der Wahlbeteiligung ist in den 

letzten Jahren nämlich deutlich angestiegen. 
Eine Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre 
könnte daher einen bereits existierenden posi-
tiven Trend stabilisieren und verstärken. Denn 
es ist nicht nur so, dass politisch Interessierte 
häufiger zur Wahl gehen als politisch weniger 
Interessierte. Der Zusammenhang gilt auch 
umgekehrt : Das Wahlrecht und die Teilnahme 
an Wahlen stärken das politische Interesse. 
Im Jahr 2004 interessierten sich in Österreich 
lediglich 8,1 Prozent aller 16- bis 17-Jährigen 
»sehr« für Politik. Nach der Herabsetzung des 
Wahlalters im Jahr 2007 stieg dieser Anteil auf 
21,8 Prozent. Gleichzeitig verringerte sich der 
Anteil der »gar nicht« Interessierten von 14 auf 
nur noch 6,6 Prozent. Insgesamt hat sich dort 
nach Einführung von »Wählen ab 16« der Anteil 
der interessierten Jugendlichen von gut einem 
Drittel auf fast zwei Drittel nahezu verdop-
pelt. Die Erfahrungen aus Österreich zeigen : 
Jugendliche, die mitentscheiden dürfen, sind 
auch motiviert, sich zu informieren und sich 
mit politischen Inhalten auseinanderzusetzen.
Kein Selbstläufer. Eine Herabsenkung des Wahl-
alters ist allerdings kein Selbstläufer. »Wählen 
ab 16« wird nur dann ein Erfolg, wenn dadurch 
die Erstwahlwahrscheinlichkeit deutlich erhöht 
wird. Dafür ist es notwendig, die jungen Wähler 
auf ihre erste Stimmabgabe vorzubereiten. Eine 
Reform des Wahlrechts muss daher entsprechend 
flankiert werden. Nur wenn die Jugendlichen 
durch nachhaltige Maßnahmen aktiviert und 
begleitet werden, kann »Wählen ab 16« die ge-
wünschten Wirkungen entfalten. 
Die Chancen dafür stehen sehr gut, denn durch 
das aktive Wahlrecht gewinnt politisches 
Wissen für Jugendliche an Relevanz und der 
Stellenwert politischer Bildung nimmt zu. Die 
Jugendlichen sind offen für Information und 





Förderung des Wissens über politische Inhalte. 
Begleitende Maßnahmen können hier in einer 
wichtigen Phase der politischen Sozialisation 
einen entscheidenden Impuls geben. Ideale 
Voraussetzungen, um politisches Engagement 
substanziell zu fördern. 
Und dort, wo 16- und 17-Jährige bereits an Wah­
len teilnehmen dürfen, entstehen schon heute 
viele kreative Projekte. Die Initiatoren der ent­
sprechenden Kampagnen und Maßnahmen sind 
neben den Landesparlamenten und Ministerien 
zivilgesellschaftliche Organisationen und Ver­
eine, insbesondere die Landesjugendringe. Ein 
bekanntes Beispiel sind auch die Juniorwahlen, 
eine realistisch gestaltete Probeabstimmung, 
die der Berliner Verein Kumulus e. V. durchführt. 
Wie differenziert junge Hamburger wählten. 
Obschon solche Maßnahmen fast immer nur 
einen kurzfristigen Zeithorizont haben, kön­
nen sie sehr wirkungsvoll sein. Dies zeigt das 
Beispiel Hamburg, wo die 16- und 17-Jährigen 
durch vielfältige Maßnahmen auf ihre erste 
Bürgerschaftswahlen vorbereitet worden sind. 
Der Erfolg lässt sich hier am Wahlverhalten der 
jüngsten Wähler ablesen: Über 40 Prozent der 
16- und 17-Jährigen panaschierten, d. h. sie
verteilten ihre Stimmen auf unterschiedliche
Parteien bzw. Wahlvorschläge - insgesamt ta­
ten das nur 15 Prozent der Hamburger Wähler.
Und nicht einmal die Hälfte der jüngsten Wähler
häufte alle ihre Stimmen auf einen Kandidaten

ab als die älteren Wähler. Denn durch die be­
gleitenden Maßnahmen und Projekte waren die 
jüngsten Wähler über das komplexe Hamburger 
Wahlsystem einfach besser informiert. 
Das grundsätzliche Ziel der Begleitmaßnahmen 
ist es, jungen Menschen demokratische Bildung 
und Werte zu vermitteln und ihre politische So­
zialisation zu unterstützen. Sie sollten jedoch 
nicht nur kurzfristig angelegt sein, sondern 
dauerhaft verankert werden. Gemeinsam mit 
einer Herabsetzung des Wahlalters auf Bundes­
ebene sollten daher vor allem in den Schulen 
nachhaltige und langfristige Maßnahmen eta­
bliert werden. Insbesondere Wahlen gehören in 
die Schule. Politische Bildung und praktische 
Demokratieerfahrung sollten fester und selbst­
verständlicher Bestandteil des Schulalltag und 
des Unterrichts sein. Schüler sollen demokra­
tische Prinzipien erleben und in Diskussionen 
mit Lehrern und Mitschülern demokratische 
Spielregeln sowie Teilnahme an schuldemokra­
tischen Prozessen erlernen. So können sie erste 
demokratische Selbstwirksamkeitserfahrungen 
machen. 
Das Potenzial liegt auf der Hand: Denn in den 
Schulen sind fast alle 16- und 17-Jährigen sehr 
gut zu erreichen. Vor allem aber bietet sich 
dort aus gesellschaftspolitischer Perspektive 
die Möglichkeit, mit unterstützenden Maßnah­
men die soziale Spaltung bei politischer Teil­
habe zu verringern. Denn politische Bildung 

bzw. eine Partei an - von den Älteren taten und demokratisches Erleben in der Schule sind 
dies fast drei Viertel. Die 16- und 17-jährigen speziell für diejenigen von besonderer Bedeu­
nutzten die vielfältigen Möglichkeiten des tung, deren politisches Interesse und Wissen 
Hamburger Wahlsystems also besser und häu- im unmittelbaren sozialen Umfeld nur unzu­
figer als alle anderen Altersgruppen. Gleich- reichend gefördert werden. Das sind Jugendli­
zeitig stimmten sie deutlich seltener ungültig ehe aus sozial benachteiligten Haushalten und 

typischen Nichtwählermilieus, die keine Form 
der politischen Bildung, Orientierung oder Aus­
einandersetzung im Elternhaus erleben. Ohne 
Unterstützung bleiben diese Jugendlichen ihr 
Leben lang der Politik fern und nehmen höchs­
tens sporadisch an Wahlen teil. Denn die poli­
tische Haltung der E ltern vererbt sich auf die 
Kinder: Studien zeigen, dass sich Jugendliche 
aus politisch affinen Elternhäusern mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ebenfalls für Politik inter­
essieren. Und dass der Stellenwert von Politik 
im eigenen Elternhaus die Wahlbeteiligung 
stark beeinflusst: Wird dort häufig über Poli­
tik gesprochen, gehen die Befragten fast im­
mer zur Wahl. Spricht man zu Hause jedoch nur 
selten oder nie über Politik, halbiert sich die 
Wahlwahrscheinlichkeit. 
Das zeigt nochmal deutlich: Jugendliche aus 
politikfernen Haushalten brauchen eine geziel­
te Ansprache und Unterstützung, andernfalls 
wird die soziale Spaltung bei politischem In­
teresse und Engagement zementiert und sogar 
verstärkt. Junge Wähler müssen auf ihre ersten 
Wahlen vorbereitet werden - durch aktivierende 
Maßnahmen in Schulen, aber natürlich genauso 
durch nachhaltige außerschulische Aktionen 
und Projekte zur Jugendbildung und zur Förde­
rung demokratischer Werte. Gelingt dies, dann 
steigt nicht nur die Gesamtwahlbeteiligung, 
sondern es sinkt auch die soziale Spaltung der 
Wahlteilnahme. 

Wählen ab 16 

Wählen ab 16 

Ein Beitrag zur nachhaltigen 
Stelgeruog_derWah betei1iguog 

Ein Beitrag zur nachhaltigen Steigerung 

der Wahlbeteiligung 

Autoren: Robert Vehrkamp, Niklas Im Winkel 
und Laura Konzelmann 
Für Rückfragen und Bestellungen: 
sandra.stratos@bertelsmann-stiftung.de 1 
T.: (05241) 81-81403 
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Vielfalt! Jugendarbeit
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Blick nach Bergedorf : Zur Praxis des bezirklichen  
Partizipationsgebotes

Von Regine Schilde, Integrierte Sozialplanung, 
Fachamt Sozialraummanagement im Bezirk-
samt Bergedorf (Für die bezirkliche AG zur 
Umsetzung des § 33 BezVG – Partizipation 
von Kindern und Jugendlichen in Bergedorf)

In der letzten punktum-Ausgabe war die Par-
tizipation junger Menschen in den Hamburger 
Bezirken Titelthema und zeigte im Überblick 
Perspektiven und Problemfelder auf. Doch wie 
sieht die Praxis vor Ort aus? Dazu ein exem-
plarischer Blick nach Bergedorf. 

Vorgeschichte und Startschuss. Im Bezirk Ber-
gedorf gibt es seit mehreren Jahren verschie-
dene Beteiligungsformate für junge Menschen, 
sowohl in Form von Kinderkonferenzen als auch 
bei Planungen und Umsetzungen von Kinder-
spielplätzen oder Skateanlagen. Gleichwohl wur-
den in einem Workshop im Jahr 2013 gemeinsam 
mit Bezirkspolitik, Bezirksverwaltung, Jugend-
hilfe, Jugendlichen aus Jugendhilfeeinrichtun-
gen, dem Kreisschülerrat und Vertreter/innen 
verschiedener Schulen Bergedorfs die Möglich-
keiten einer verbindlichen und regelhaften Um-
setzung des § 33 Bezirksverwaltungsgesetzes 
diskutiert : »Das Bezirksamt muss bei Planungen 
und Vorhaben, die die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen berühren, diese in angemes-
sener Weise beteiligen.«
Im Anschluss an diesen Workshop und mit Be-
schluss der Bezirksversammlung konstituierte 
sich die bezirkliche Arbeitsgruppe Partizipation 
mit dem Ziel, verbindliche Rahmenbedingungen 
und Verfahren zu entwickeln, die die Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen an bezirklichen 
Planungen gewährleisten können. In dieser Ar-
beitsgruppe sind regelhaft aktiv die Vertreter/
innen der Bergedorfer Bezirkspolitik aus SPD 
(Jugendhilfeausschussvorsitzende), CDU, Die 
Grünen, Die Linke und ein jugendpolitischer An-
sprechpartner aus Jugend im Parlament, aus der 
Jugendhilfe Vertreter/innen der offenen Kinder 
und Jugendarbeit oder Vertreter/innen aus der 

Verwaltung, insbesondere Stadtplanung, Öffent-
licher Raum, Sport und Integrierte Sozialpla-
nung. Kooperationspartner dieser Arbeitsgruppe 
sowie für die derzeitigen Beteiligungsvorhaben 
sind vor allem Einrichtungen der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit, Einrichtungen der Kinderta-
gesbetreuung sowie Bergedorfer Schulen.
Verankerungen. Zu den Rahmenbedingen und 
Verfahren gehören inzwischen :
•	� Die Vereinbarung zur Umsetzung des § 33 

BezVG, welche vom Vorsitzenden der Bezirks-
versammlung Bergedorf und dem Bezirksamts-
leiter Bergedorf unterzeichnet wurde und die 
mit einem gemeinsamen Bekenntnis beginnt : 
»Die Umsetzung des § 33 BezVG ist ein gemein-
samer Prozess aller im Bezirksamt verantwortli-
chen Akteure in Verwaltung und Politik.« 

•	� Das Engagement der Bergedorfer Bezirksver-
sammlung (BV) sowie des Bergedorfer Ju-
gendhilfeausschusses unterstützt den Prozess 
der Umsetzung des § 33 BezVG. Nachzulesen 
sind die hierzu getroffenen Beschlüsse der BV 
(Arbeitsgruppe, Haushaltsmittel, Jugend im 
Parlament) in den Drucksachen der Bezirks-
versammlung Bergedorf. 

•	� Die Handreichung zur Anwendung von Qua-
litätsstandards bei der Umsetzung von 
Partizipationsprojekten.

Das Bergedorfer Jugend im Parlament fand 
am 15. April 2014 im Bergedorfer Rathaus statt. 
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Gestaltet wurde der Tag von jugendpolitischen 
Sprechern/innen der SPD, CDU, Grünen und Lin-
ken aus der Bezirksversammlung Bergedorf. Da-
bei waren etwa 50 Jugendliche im Alter von 15 
bis 20 Jahren. Nach der Begrüßung im Plenarsaal 
der Bezirksversammlung wählten die Jugendli-
chen ein Präsidium. Anschließend wurden die 
Jugend-Fachausschüsse : Stadtplanung, Verkehr 
und Soziales und Integration gebildet. Jeweils 
zwei der Jugendpolitiker begleiteten diese Fach-
ausschüsse. Die Ergebnisse wurden und werden 
nun in den regulären Fachausschüssen der Be-
zirkspolitik beraten und entschieden. Geplant 
ist eine zweijährige Regelmäßigkeit dieser Ver-
anstaltung, so findet in der zweiten Jahreshälfte 
2016 erneut diese Veranstaltung statt.
Offenes Forum. Im Jahr 2014 fand zudem ein 
Jugendworkshop im Haus der Jugend Licht-
warkhaus statt. In diesem Workshop wurden 
junge Menschen über verschiedene bezirk-
liche Beteiligungsprojekte im Jahr 2014 in-
formiert und anschließend gebeten, ihre 
Vorstellungen von Beteiligung zu erörtern. 
Dabei ging es um das »Wie« der Beteiligung, 
also beispielsweise um den zeitlichen Rah-
men, die Möglichkeiten der Mitsprache und 

Mitentscheidungen oder die Formen der Infor-
mationen und Einladungen. 70 Jugendliche im 
Alter von etwa 15 bis 19 Jahren nahmen am 
Workshop teil. Nach diesem Workshop gründe-
te sich eine Website-Gruppe und stellte hier 
auch die Dokumentationen zu den verschie-
denen Veranstaltungen und Workshops ein : 
http ://www.jugendbeteiligung-bergedorf.de/.  
Zurzeit werden allerdings wieder neue Redak-
teure/innen gesucht.
Stadtplanung : Bergedorf macht blau – Jugend-
beteiligung Bergedorfer Hafen. Die Sicht der 
Jugendlichen auf die Potenziale des Serrahns – 
des Bergedorfer Hafens – sollte in das Zukunfts-
bild für dieses Gebiet einfließen. An zwei Nach-
mittagen entwickelten und diskutierten Schüler 
und Schülerinnen der Stadtteilschule Bergedorf 
ihre Nutzungs- und Gestaltungswünsche. Für die 
verschiedenen Schwerpunkträume wurden hier 
auch schon erste Ideen gesammelt, die bei der 
zweiten Session nach einer gemeinsamen Dis-
kussion gestalterisch am Modell umgesetzt wur-
den. Möglichst alle Beiträge der Beteiligung an 
dem Stadtplanungsprozess, Jugendbeteiligung, 
Bürgeranhörungen, online-Abfragen, sollen in 
einem stimmigen Zukunftsbild vereint werden. 

Das ist die Grundidee von Serrahn 2030. Im Jah-
resbericht 2014 zur Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen in Bergedorf finden sich 
verschiedene weitere Beteiligungsprojekte in 
Bergedorf. 
Es geht weiter. Auch im Jahr 2015 fand ein 
Jugendworkshop in den Räumen des Haus der 
Jugend Lichtwarkhaus zum Thema »Wo und wie 
ist Beteiligung in Bergedorf möglich?« statt. 
Den Workshop-Teilnehmer/innen wurden die 
Entwicklungen der Website zur Jugendbe-
teiligung sowie die Mitwirkungsmöglichkei-
ten eines gewählten Jugendvorstandes einer 
Bergedorfer Jugendeinrichtung vorgestellt. 
Zusätzlich präsentierte der Jugendbeirat aus 
Ahrensburg beispielhaft seine Arbeit. Der Kin-
der- und Jugendbeirat Ahrensburg ist ein ge-
wähltes Gremium, welches regulär Mitsprache 
in der Ahrensburger Kommunalpolitik ausübt. 
In den vier Arbeitsgruppen wurden weitere 
Beteiligungsmöglichkeiten anhand konkreter 
Themen bzw. Anlässe gemeinsam erörtert. 
Themen waren : Wie soll Jugendarbeit in Ber-
gedor-Kern aussehen und wo wäre der ideale 
Standort? Engagement Flüchtlinge – wie in-
formiere ich mich, wie kann ich mitmachen? 
Planungsvorhaben neue Schule; neues Jugend-
angebot – Kirchwerder?
Kulturelle Jugendangebote – wie, was & wo? 
Insgesamt nahmen 80 Jugendliche im Alter von 
14 bis 18 Jahren an dem Workshop teil. Hierzu 
gibt es ebenfalls eine Dokumentation.
Der Jahresbericht 2015 ist zurzeit in Arbeit, wie 
auch Beteiligungsprojekte für das Jahr 2016.

Info : 
Alle Dokumentationen sind erhältlich über 
regine.schilde@bergedorf.hamburg.de;
Bezirksamt Bergedorf, T. : (040) 42891 2272
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•	� Ausbildungsplan und Ausbildungsnach-
weis : 34,8 Prozent der Auszubildenden liegt 
kein betrieblicher Ausbildungsplan vor, ob-
wohl dies vorgeschrieben ist. Dieser Ausbil-
dungsplan schreibt den zeitlichen Ablauf der 
zu lernenden Inhalte verbindlich fest und 
gibt eine Orientierung darüber, zu welchem 
Zeitpunkt etwas zu lernen ist. Dies sichert 
unter anderem die Qualität der Ausbildung. 

Wichtig ist : Auszubildende sollten ihr Be-
richtsheft2 unter Anleitung und Hilfestellung 
der Ausbilder/innen während der Arbeitszeit 
schreiben, um Lernprozesse durch Eigen- und 
Fremdeinschätzung reflektieren zu können. 

•	� Zufriedenheit : Die Zufriedenheit mit der 
Qualität der Ausbildung hängt neben den 
Faktoren Betreuung, Interessenvertretung3 

und Belastung auch von der Frage ab, ob 
der Ausbildungsberuf ein Wunschberuf oder 
eine Notlösung ist. Die Ergebnisse zeigen, je 
weniger der realisierte Ausbildungsberuf den 
Berufswünschen der Auszubildenden ent-
spricht, desto unzufriedener sind diese mit 
ihrer Ausbildung und desto wahrscheinlicher 
wird ein Wechsel in ein anderes Berufsfeld.

56 Fragen zur Ausbildung umfasst der Fragebo-
gen, auf die uns die Berufsschüler/innen eine 

2	Das Berichtsheft ist der Ausbildungsnachweis für die Berufsausbildung und die Azubis sind verpflichtet, dies zu führen. Dieser Nach-

weis ist entscheidend dafür, ob man zur Prüfung zugelassen wird oder nicht.

3	 Mit Interessenvertretung ist eine Jugendauszubildendenvertretung gemeint. Sie kümmert sich um die Belange der Azubis im Betrieb 

und verteidigt dich zusammen mit dem Betriebsrat (BR) gegenüber dem Chef bzw. der Chefin. 

Tipps für die Suche nach 
einem Betriebspraktikum

Besser schlau sein! Erkundige dich, wie vie-
le und welche Berufe es gibt – in Hamburg 
sind es über 200 – und entscheide erst dann, 
in welchem Bereich du ein Praktikum machen 
möchtest.
Gib Vorurteilen den Laufpass! Es gibt keine 
Berufe, die ausschließlich Frauen oder Män-
nern vorbehalten sind. Triff deine Wahl nicht 
aufgrund von Erzählungen darüber, wie viele 
Frauen oder Männer dies machen oder was 
derzeit »angesagt« ist. Entscheidend ist, für 
was du dich interessierst und was du aus-
probieren möchtest. Deine Hobbys oder ein 
besondere Fähigkeit könnten dir z. B. einen 
Hinweis darauf geben.
Betreuung juchhe, Ignoranz ade! Achte bei 
der Suche nach einen Praktikumsbetrieb da-
rauf, ob es einen Ausbilder bzw. eine Ausbil-
derin gibt und/oder ob ein Betriebsrat (BR) 
bzw. eine Jugendauszubildendenvertretung 
(JAV) vorhanden sind. Dort, wo du dies vor-
findest, sind Praktikum und Ausbildung bes-
ser. Das haben unsere Ausbildungsreporte 
gezeigt.
Vertrag ist Vertrag : Achte darauf, dass du 
einen ordentlichen Praktikumsvertrag un-
terzeichnest, worin genau beschrieben ist, 
wann du arbeiten musst, was der Betrieb er-
füllen muss, ob du eine Vergütung erhältst 
(beim Schulpraktikum i. d. R. nicht) usw.. 
Einen solchen Vertrag solltest du von deinem 
Lehrer bzw. deiner Lehrerin erhalten – falls 
nicht, fordere dies ein. Einen Beispielvertrag 
findest du auf unserer Homepage unter dem 
Reiter »DGB-Jugend« / »Dein Praktikum« : 
http ://jugend.dgb.de/dgb_jugend/dein- 
praktikum
Erst das Praktikum, dann die Ausbildung : Wei-
tere Informationen zu deinen Rechten in der 
Ausbildung sowie Tipps und Tricks für die Aus-
bildung erhältst du ebenfalls auf unserer Home-
page unter dem Reiter »Deine Ausbildung« : 
http://jugend.dgb.de/ausbildung
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Rückmeldung zu ihrer Ausbildungsplatzsituati-
on geben. Neben einem allgemeinen Teil stellen 
wir auch immer Schwerpunkte der Befragung 
heraus. Im Hauptteil erhielten wir Antworten 

auf die fachliche Qualität der Ausbildung im 
Betrieb, Ausbildungszeiten und Überstunden, 
Ausbildungsvergütung und die persönliche Be-
urteilungen der Ausbildung durch die Azubis. 

Eine der beiden Sonderauswertungen stellt 
geschlechtsspezifische Unterschiede in der Be-
wertung der Ausbildung dar. 

•	� Ausbildungsbedingungen : Ein Ergebnis 
dieser Auswertung nach Geschlechtern ist, 
dass wir massive Unterschiede in der Zu-
friedenheit zwischen männlich und weiblich 
dominierten Berufen feststellen. So liegt 
der Anteil der »zufriedenen« und »sehr zu-
friedenen« Auszubildenden in den männlich 
dominierten Ausbildungen mit 75,1 Prozent 
deutlich über dem der weiblich dominierten 
Berufe (55,1 Prozent). 

Die zweite Sonderauswertung befasst sich mit 
der Situation der Betriebspraktika, die wäh-
rend der Schulzeit vor der Berufsausbildung 
verpflichtend von allen Hamburger Schüler/
innen absolviert werden müssen. Diese Be-
triebspraktika sind zentraler Bestandteil der 
Berufsorientierung für jede/n Schüler/in. Sie 
sollen folglich dazu beitragen, dass jede/r 
den für sich passenden Beruf erkundet und 
eine Berufswahlentscheidung nach dem Ab-
schluss der Schule fällt. In Hamburg müssen 
alle Schüler/innen zwei dieser Praktika in 
der 9. Klasse absolvieren. Ein wichtiger Be-
standteil dieser Praktika ist die »besondere 
betriebliche Lernaufgabe« oder der »Prakti-
kumsbericht«, die in der Regel später in die 
Note einfließen4.

•	� Bedeutung der Betriebspraktika für die 
Berufswahl : Die DGB-Jugend wollte nun 
wissen, wie die Berufsschüler/innen ihr 
Betriebspraktikum während der Schulzeit 
bewerten und wie viel es zur Wahl des Aus-
bildungsberufes beigetragen hat. Fast 60 
Prozent der befragten Hamburger/innen 
sagten aus, dass ihnen die Betriebspraktika 
bei der Suche ihres jetzigen Ausbildungsbe-
rufes nicht geholfen hatten. Zudem sagte 
fast die Hälfte (46,1 Prozent) von ihnen 
aus, dass sie die Tagesabläufe im Betrieb 
uninteressant fanden und ihnen der Beruf 
nicht gefiel. Für jeden Fünften gab es keine 
Einbindung im Betrieb und es durfte nichts 
gemacht werden.

•	� Unterstützung durch Schule und Betrieb 
während der Betriebspraktika : Die Betreu-
ung während der Praktika ist das A und O 
für eine erfolgreiche Auseinandersetzung mit 
dem Beruf und des Erstellens des Berichtes 
bzw. der betrieblichen Lernaufgabe. Hier 
sagten jedoch nur 65,9 Prozent der Schüler/
innen, dass sie von der Schule unterstützt 
wurden. Die Unterstützung durch den Be-
trieb fällt mit 58,0 Prozent sogar noch ge-
ringer aus. 

4	Näheres zum Betriebspraktikum ist im Praktikumsleitfaden für Schüler/innen nachzulesen : http://li.hamburg.de/zsw/materi-

al/4145796/artikel-leitfaeden ; (Behörde für Schule und Berufsbildung (Hrsg.) : Das Praktikum der Stadtteilschule – Leitfaden für Schü-

lerinnen und Schüler, Hamburg, November 2013).



punktum. 1/16  17

»Frieden jetzt!«
Serie WirkungsStätten : Von Bildungsarbeit bis zur Straßenaktion – die DIDF-Jugend 
Hamburg ist ein politisch engagierter Jugendverband

Von Vera Gasber, Hamburg

Der Veranstaltungskalender der DIDF-Jugend 
ist im März mit Aktionen und Seminaren gut 
gefüllt : Zwei Infostände auf dem Altonaer 
Spritzenplatz, ein Demo-Aufruf, mehrere Se-
minarabende, so zum Thema »Krieg in Syrien 
und die deutsche Beteiligung«, aber auch ein 
Musikabend sowie eine Feier zum internatio-
nalen Frauentag – und schließlich ein »Ster-
nencamp« für Kinder von neun bis 13 Jahre 
über Ostern. So sieht politisch engagierte 
Jugendverbandsarbeit aus. Nun ist die DIDF-
Jugend Mitglied des Landesjugendrings Ham-
burgs geworden. punktum hat die DIDF-Ju-
gend Ende Februar auf einer Demo gegen die 
Politik des türkischen Präsidenten Erdogan 

und das militärische Vorgehen gegen die 
kurdische Bevölkerung im Osten der Türkei 
begleitet.
»Öffnet die Grenze. Kobane muss leben!« Im-
mer wieder werden Sprechgesänge angestimmt. 
»Schluss mit dem Massaker.« Die Stimmung ist 
gelassen, die politische Motivation ernst. Ent-
setzen herrscht bei den Demonstranten einer-
seits über die bürgerkriegsähnliche Lage in den 
kurdischen Gebieten der Türkei, Trauer um die Op-
fer und Wut andererseits auf die Politik Erdogans 
wie über das Wegschauen der europäischen Re-
gierungen. An diesem Samstagnachmittag ha-
ben sich mehrere hundert Menschen am Ham-
burger Hauptbahnhof versammelt; ein breites 
Bündnis politischer Gruppierungen, darunter 
die DIDF-Jugend, hat zur Demo aufgerufen. Mit 

Bannern und Plakaten ziehen die Demonstran-
ten los durch die Innenstadt, um für Frieden in 
der Türkei zu demonstrieren. Sie sind gekom-
men, um ein Zeichen zu setzten. Gegen Gewalt, 
gegen Demokratieabbau, gegen die Ausschal-
tung der freien Presse, gegen die Missachtung 
von Menschenrechten in der Türkei. 
Brückenschlag. »Merkel leistet Rückende-
ckung für Ankara in der EU und ist deshalb 

DIDF-Jugend
Eiffestraße 16 | 20537 Hamburg
T. (040) 28 47 09 60 | hamburg@didf-
jugend.de | de-de.facebook.com/
DidfJugendHamburg

Die DGB-Jugend hat aufgrund dieser Ergeb-
nisse Forderungen entwickelt, die wir an die 
Politik und die Wirtschaft stellen, damit Miss-
stände beseitigt werden. Zentral ist jedoch, 
dass sowohl in der Ausbildung als auch im Be-
triebspraktikum die Betreuung sichergestellt 
sein muss, um die Qualität zu gewährleisten. 
Da wir aufgrund des Ausbildungsreports etli-
che Verstöße gegen gültige Gesetze feststel-
len (z. B. bei sehr langer Arbeitszeit – insbe-
sondere bei unter 18-Jährigen, dem fehlenden 
Ausgleich von geleisteten Überstunden oder 
der mangelhaften Betreuung durch den/die 
Ausbilder/in), müssen die gültigen Gesetze 
zum Schutze der Jugend und jungen Genera-
tion eingehalten und bei Verstößen durch die 
Betriebe auch Sanktionen folgen.
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mitverantwortlich für die Situation in der 
Türkei«, erläutert der Vorsitzende der DIDF-
Jugend Sedat Kaya. Sein thematischer Brü-
ckenschlag ist bezeichnend für das Engage-
ment der DIDF-Jugend : Die politische Lage 
in der Türkei und in Deutschland stehen ge-
meinsam in ihrem Blickfeld. Das Land ihrer 
Eltern oder Großeltern und das Land, in dem 
sie leben. Die DIDF-Jugend ist die seit 20 
Jahren selbständige und bundesweit aktive 
Jugendorganisation der Föderation der Demo-
kratischen Arbeitervereine (Demokratik I çi 
Dernekleri Federasyonu, DIDF), einem 1980 
gegründeten Dachverband von Arbeiter- und 
Kulturvereinen, zu dem hauptsächlich türkische 
und kurdische Migranten zählen. 
In Hamburg wurde die DIDF-Jugend erst 2010 
gegründet. Die Zielgruppe des Verbandes sind 
Jugendliche zwischen zehn bis 27 Jahren. Die 
meisten der rund 60 Mitglieder haben einen 
türkischen Migrationshintergrund, aber man 

sei offen für alle, versichert Emre Ögüt, ein 
Vorstandsmitglied der Hamburger DIDF-Ju-
gend, nachdrücklich. Er studiert Fahrzeugbau 
und weiß, wie schwer das Leben als Migrant 
manchmal sein kann : »Die Unterschiede zur 
etablierten Bevölkerung sind einfach sehr 
groß. Die soziale Schere geht immer weiter 
auseinander. Deswegen bin ich für mehr Ge-
rechtigkeit und Verteilung.« Und Sedat er-
gänzt : »Wir wollen, dass Deutsche und Mig-
ranten zusammenwachsen und nicht gespalten 
werden. Denn Spaltungen gibt es nicht zwi-
schen Ethnien sondern zwischen den sozialen 
Schichten – von oben nach unten.« Dies sei 
eines der Motive, warum er sich persönlich 
engagiere. Die DIDF-Jugend möchte einfach 
ein Teil der deutschen Bevölkerung sein und 
mit anderen Jugendverbänden gemeinsam et-
was für Jugendliche erreichen. Daher hatte 
die DIDF-Jugend den Aufnahmeantrag beim 
Landesjugendring gestellt und wurde bei der 
letzten Vollversammlung als 18. Mitglied auf-
genommen. Das ist ein wichtiger Schritt zur 
Vernetzung, ist sich Sedat sicher. 
Politische Bildung und Aktion. Wer auf die Fa-
cebook-Seite der DIDF-Jugend Hamburg schaut, 
erhält einen Überblick ihrer vielfältigen Aktivi-
täten. »Schülerdemo für Bleiberecht« von Refu-
gees – die DIDF-Jugend war im letzten Dezem-
ber mit dabei und forderte per Flugblatt : »Nicht 
Geflüchtete, sondern Fluchtursachen bekämp-
fen!« Im Text heißt es: »Deutschland ist der 
drittgrößte Waffenexporteur der Welt. Der nahe 
Osten versinkt mit den Waffen aus dem Westen 
im Chaos. Der Hamburger Hafen dient dabei als 
Drehkreuz des internationalen Waffenhandels.« 
Ebenso mobilisierte die DIDF-Jugend für die 

Ablehnung der Olympiabewerbung Hamburgs 
beim Referendum im November oder brachte 
im Juni letzten Jahres streikenden Postlern am 
Diebsteich Lahmacun und Ayran. Schließlich : 
»Mit leerem Magen streikt es sich nun mal nicht 
gut!« Diese und weitere Aktionen gehen einher 
mit Seminaren und Diskussionsveranstaltun-
gen. Jährliches Highlight ist das bundesweite 
Sommercamp der DIDF-Jugend : Zuletzt in 2015 
kamen über 200 Jugendliche im österreichi-
schen Kärtnen zusammen, um über Themen wie 
»Die EU und die Griechenlandkrise«, die Kon-
flikte in der Ukraine, die NSU-Morde oder über 
das Freihandelsabkommen TTIP zu diskutieren.
Trotz Kälte. Nach langem Marsch durch die 
Hamburger Innenstadt biegt die Menschen-
menge um die nächste Kurve und macht Halt 
vor dem Türkischen Konsulat. Sedat und Emre 
halten weiter mit anderen DIDF'lern das Ban-
ner hoch. »Stoppt das Massaker in Kurdistan! 
Frieden jetzt sofort!« Sie werden nicht müde. 
Zumal Erfahrungen mit dem brutalen Vorge-
hen türkischer Staatsorgane nicht fern sind. 
Emre : »Nach einem Anschlag gab es in Istanbul 
Hausdurchsuchungen. In einer der gestürmten 
Wohnungen wohnte die Cousine eines DIDF-
Mitgliedes. Sie habe die Polizisten lediglich 
darauf aufmerksam gemacht, dass sie bitte die 
Schuhe ausziehen sollen. Sie hat ihnen sogar 
Pantoffeln angeboten. Daraufhin wurde sie aus 
nächster Nähe in die Brust geschossen. Einfach 
so. Ohne Grund. Die Verletzungen waren zu 
schwer. Sie starb daran.«
Auf die Frage, was er sich für die Zukunft wün-
sche, zögert Emre : »Ich weiß, dass es unrealis-
tisch ist. Aber ich hoffe auf das Beste. Und das 
ist Frieden.«

Serie : WirkungsStätten

Die Jugendverbände in Hamburg stellen viel-
fältige Freizeit- und Bildungsprogramme auf 
die Beine : von wöchentlichen Gruppenstun-
den und Seminaren bis hin zu wochenlangen 
Ferienfreizeiten. punktum porträtiert in die-
ser Serie Jugendverbände, ihre Wirkungs-
Stätten und schaut auch über den Tellerrand 
auf andere Formen der Jugendarbeit. Alle 
bisherigen Reportagen finden sich online 
unter : www.ljr-hh.de/wirkungsstaetten








